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Rede

des F.D.P.-Bundesvorsitzenden

und

Vorsitzenden der 

F.D.P.- Bundestagsfraktion,

Dr. Wolfgang Gerhardt,

auf dem Dreikönigstreffen der F.D.P.

am 06.01.2001 in Stuttgart
Wir stehen nicht nur am Beginn eines neuen Jahrtausends. Wir stehen am Beginn eines großen Umbruchs, und Sie alle spüren das auch. Paul Kennedy, der Historiker aus Yale, hat diesen Umbruch einprägsam beschrieben. Er stellt unsere Zeit zwei anderen großen Ereignisses vergangener Zeiten zur Seite: Den großen Entdeckungsreisen vor 500 Jahren, als auf wagemutigen Fahrten Ostindien erreicht und mit Westindien eine neue Welt entdeckt wurde, und den wirtschaftshistorischen Umbrüchen vor 200 Jahren, als mit der konsequenten internationalen Arbeitsteilung die Grundlagen des bisher gekannten Wirtschaftens völlig verändert wurden.

Kennedy reiht die Schwelle zum 21. Jahrhundert in diese Größenordnung ein. Die Charakteristika unserer Zeit kennen Sie alle: Das Ende der zweigeteilten Welt, die Informationsrevolution, die Globalisierung und die Grenzen der Wirksamkeit gewohnter nationalstaatlicher Systeme. 

In Zukunft werden Vierfünftel aller menschlichen Tätigkeiten im Kern aus dem intelligenten Umgang mit Informationen bestehen. Forschen und entwickeln, organisieren, vernetzen, gestalten und informieren, das sind Formen von Arbeit, bei der es darum gehen wird, Daten in Wissen und Wertschöpfung zu verwandeln. 

In dieser sich schnell ausbreitenden Informationsökonomie ist vieles vorbei, was bisher eine entscheidende Rolle spielte: Stück und Gewicht, Zeit und Preis, Unternehmensgröße oder Standort. Informationsprodukte können schnell entwickelt werden. Ein einziges Mal genügt, um sie von allen verwertbar zu machen. Bites und Ideen lassen sich in Sekundenschnelle weltweit verkaufen und auch gleichzeitig behalten.

Das allein schon stellt alles auf den Kopf, was wir im Industriezeitalter über Arbeit, über Produktion und über Produktivität gelernt haben, was Rot-Grün noch immer praktiziert, woran Bundesarbeitsminister Riester glaubt und woran wir im übrigen den Großteil unserer gesellschaftlichen Systeme angedockt haben: die Rente, die Krankenversicherung, das Betriebsverfassungsgesetz, Qualifikationen und einen Arbeitsmarkt, der diese Bezeichnung wirklich nicht verdient, weil er gar kein Markt ist.

Im persönlichen Leben der Menschen, die am Wirtschaftsleben teilnehmen, ganz gleich ob als einzelkämpferischer Start up oder als Teil einer größeren unternehmerischen Einheit, ob in einer Führungsposition oder nicht, werden lebenslanges Lernen - hoffentlich aber im Beruf und nicht als Beruf - und Eigenschaften wie Kreativität, Risiko- und Verantwortungsbereitschaft ganz entscheidend sein. Die Befähigung zur Selbständigkeit und zu unabhängigem Denken sind die Voraussetzung nicht nur für wirtschaftlichen Erfolg. Mitarbeiterbeteiligungen werden alte verkrustete Mitbestimmungsmodelle ablösen.

Das Bewußtsein dafür wächst, die politik- und verbändegesteuerte Regulierung steht dem entgegen. In die soziale Sicherung ist dieses Prinzip bisher kaum vorgedrungen, da wird von Rot-Grün kollektiv abgebucht, kollektiv zugeteilt, persönliche Verantwortung geradezu ausgeschaltet, und im Falle der Selbständigkeit wird Risikobereitschaft als Scheinselbständigkeit geradezu kriminalisiert.

Die Charakteristika des Umbruchs, die der Historiker Paul Kennedy beschrieben hat, laufen auf eine Neuorientierung in den Bildungs- und Qualifizierungsanstrengungen hinaus und auf einen grundlegenden Umbau unserer derzeitigen Bildungseinrichtungen, ihrer Organisation und ihrer Finanzierung.

Bildung kann und wird nicht immer nur ein Konsumgut sein können, das vom Staat in unbegrenztem Umfang kostenlos bereitgehalten werden muß und das der Einzelne nach Belieben abrufen oder ausschlagen, effizient nutzen oder vergeuden kann. 

Das Beste aus seinen Fähigkeiten zu machen, muß als persönliche Verpflichtung empfunden werden. Sie ist die größte Solidarität mit anderen und in der Summe der Anstrengungen vieler der entscheidende Baustein für demokratische und soziale Stabilität der Zukunft.

Wir werden deshalb die bis heute in die falsche Richtung zeigenden Wegweiser und Anreizsysteme wieder umdrehen müssen, um Potentiale wecken zu können. Chancengleichheit und Bürgerrecht auf Bildung bleiben unsere Prinzipien. Aber Chancengleichheit und Bürgerrecht können nicht Gleichheit der Ergebnisse bedeuten. 

Das gesamte Bildungswesen gehört in den Wettbewerb. Eine demokratische Gesellschaft muß Auswahl und Pflege der Begabungen zu ihrem Anliegen machen. Im übrigen: Erziehung in Schule und Familie ist keine Unterdrückung. Es gibt Umgangsformen der Fairness und demokratische Haltungen in einer freiheitlichen Gesellschaft, die nicht der Beliebigkeit preisgegeben werden dürfen. Gerade angesichts der Ereignisse des abgelaufenen Jahres ist die erzieherische Qualität in Schule und Familie wichtiger Bestandteil für eine „wertvolle“ Lebensführung von Menschen. Zivile und freiheitliche Gesellschaften sind auf die Einhaltung eines Mindestmaßes an kulturellen Werten angewiesen. Werte gewinnen gerade mit Freiheit ein besonderes Gewicht, ihre Aneignung ist für die Nachhaltigkeit von Freiheit unverzichtbar.

In Deutschland hat rot-grünes Denken in Politik und Gesellschaft das natürliche Anreizsystem der Menschen allmählich auf den Kopf gestellt. Ziel rot-grüner Politik schien es zu sein, die Menschen an der Erledigung ihrer eigenen Angelegenheiten zu hindern. Für den einzelnen wurde es immer interessanter, sich auf die Sicherung durch das Kollektiv zu verlassen, als Vorsorge in der Eigenverantwortung zu betreiben. Für viele rechnete es sich immer mehr, keine Kinder zu bekommen als Kinder aufzuziehen. Für viele wurde es zunehmend reizvoller, die Sozialkassen in Anspruch zu nehmen, als einer Erwerbsarbeit nachzugehen. Für viele machte es zunehmend mehr Sinn, unter die öffentliche Hand zu kriechen, als sich unternehmerischem Risiko auszusetzen. 

Es führt kein Weg daran vorbei, daß in der Welt der sozialen Beziehungen, der gesellschaftlichen und politischen Verantwortung, der persönlichen Lebensbewältigung der einzelne wieder in seine persönlichen Rechte und Pflichten eingesetzt werden muß. 

Deutschland kommt nicht umhin, den Großteil seiner politisch-gesellschaftlichen Systeme und Strukturen darunter die sozialen, die bildungspolitischen, die fiskalischen und auch die föderalen von Grund auf zu renovieren und auf die Zukunft vorzubereiten. Die Dringlichkeitsliste reicht von der Fortführung der Steuerreform über die Erneuerung des Alterssicherungs- und Gesundheitssystems, der Bildungseinrichtungen bis zur Wiederbelebung eines wettbewerblichen Föderalismus. 

Es wird darauf ankommen, Bewußtsein für die neue Lage und ihre Anforderungen zu schaffen, eine den Aufgaben entsprechende öffentliche Meinung herzustellen und so das gesellschaftliche Klima zu prägen. An diesem Prozeß muß sich jeder beteiligen, dem die Entwicklung Deutschlands und die Zukunft von Kindern und Enkelkindern nicht gleichgültig ist. Darauf will die F.D.P. hinaus.

Wir sollten uns nicht daran gewöhnen, in einem Land zu leben, in dem die Öffentlichkeit anscheinend gar nicht mehr so genau hinsieht, wenn der Bundeskanzler die Großen, die Arbeitnehmer eher entlassen, steuerpolitisch entlastet, die Kleinen aber, die Arbeitnehmer eher einstellen, steuerpolitisch belastet. Wenn der Bundeskanzler die jungen Start ups mit der Mitbestimmungskeule bedroht. Wenn der Bundeskanzler die Ökosteuer, die diesen Namen nicht einmal verdient, weiter und weiter erhöht. Wenn der Bundeskanzler im Gesundheitswesen Frau Fischer freie Hand gegen die Therapiefreiheit von Ärzten und die Mündigkeiten von Patienten gibt. Wenn der Bundeskanzler die Generationengerechtigkeit in der Rente verletzt. Wenn der Bundeskanzler erst 2005 weitere Steuersenkungen vorsieht, während andere Länder dies schon seit Jahren für ihre Bürger realisiert haben. Und wenn der Bundeskanzler schließlich noch nicht einmal in der Lage ist, das Ladenschlußgesetz, dessen Aufhebung jetzt selbst der Hauptverband des Deutschen Einzelhandels vertritt, aufzuheben.

Umfrageergebnisse zur Kenntnis zu nehmen, Themen medial zu inszenieren und den Menschen just in time alles in einer großen Medienlandschaft zu servieren, wie das der Bundeskanzler täglich tut, das allein wird nicht reichen. Der nächste Wahlkampf wird nicht noch einmal mit Beleuchtertruppen und Schminkkoffern zu bestreiten sein, wie wir das beim letzten unter Verzicht auf klare politische Information erleben konnten. Das Klima ändert sich, die Menschen wollen Orientierung statt Gängelung, und sie wollen Qualität. Sie erwarten Überzeugungen und Haltungen.

Die F.D.P. steht nicht in der Ecke der Betreuer und Bevormünder. Sie erschöpft sich nicht in einem wandelnden Steuerberatungsbüro, und sie ist auch nicht eine dritte Volkspartei in der Addition von vielem und jedem unter Verlust klarer politischer Zielsetzung. Der F.D.P. geht es um die ökonomische, die technologische und die kulturelle Gestalt einer freiheitlichen Gesellschaft und eines sich seiner Verantwortung bewußten Bürgertums. Sie will der Anwalt derer sein, die eine Verantwortung spüren und sich Richtung Zukunft orientieren. 

Diejenigen, die bisher erklärt haben, wir, die F.D.P., müßten unsere Positionen revidieren, müssen jetzt auf unsere Positionen zugehen. Es wird nicht mehr lange dauern, und dann werden auch Gewerkschaftstage und Bischofskonferenzen freiheitliche Lösungen besprechen müssen. 

Freiheit und Chancen der jungen Generation, in zwölf Jahren das Abitur zu machen. 

Freiheit und Chancen des Einzelhändlers, selbst zu entscheiden, wann er seinen Laden öffnet und schließt. 

Freiheit und Chancen der Haushalte, ihre Strom- und Telefonanbieter selbst zu wählen und sich zu überzeugen, daß Wettbewerb den Verbrauchern nutzt. 

Freiheit und Chancen der Arbeitnehmer, im eigenen Betrieb die Entscheidungen vor Ort zu bereden, statt von Gewerkschaftsgremien hineingeredet zu bekommen. Ja sogar die Freiheit, länger arbeiten zu dürfen, wenn man es will.

Freiheit und Chancen für die Sozialversicherungssysteme, um den wirklich Bedürftigen zu helfen und nicht die Bequemen zu stützen. 

Freiheit und Chancen für die Sozialhilfeempfänger, eine Arbeit anzunehmen, die nicht gleich wieder weggesteuert wird.

Ganz zu schweigen von Freiheit und Chancen, im Gesundheitssystem selbst entscheiden zu können, wie man sich versichert. 

Freiheit und Chancen in der Altersvorsorge, privates Geld selbst dort anzulegen, wo man es möchte, und nicht dort, wo Gewerkschaften es möchten.

Eine Konsensdemokratie zu vertreten, die sich nicht den Zukunftsaufgaben stellt, die lediglich Bestellungen an runden Tischen aufnimmt und sie in die Küchendurchreiche mit dem Ruf weitergibt: “Nun kocht das mal!”, um sie dann wieder zu servieren, das ist der falsche Weg. Beide, SPD wie CDU, haben ihn allerdings unverdrossen eingeschlagen. 

Die Grünen sind unglaubwürdig. Sie plappern neuerdings ab und zu einmal nach, was wir seit Jahren sagen. Sie verlieren aber in jeder Frage in immer kürzeren Zeitabständen gegenüber der Gewerkschafts-SPD, die wieder stärker den Ton angibt. Diese sieht den gesellschaftlichen Fortschritt immer noch in einer Ansammlung von Rechten und Anrechten, wie Dahrendorf es so treffend formuliert hat.

Die CDU wird mit der zunehmenden Internationalität nicht fertig. Sie ist nicht in der Lage, die gesellschaftspolitischen Konsequenzen zu erkennen, geschweige denn, sie zu beantworten und vorgreiflich zu bewältigen. 

Die F.D.P. kann Wegbereiter der Zukunft sein. Und wir können uns auch selbst unsere Chancen zunichte machen. Damit das nicht passiert, möchte ich uns unsere Ziele eindeutig vor Augen halten: 

Wir wollen die vor uns stehenden Wahlen hier in Baden-Württemberg und in der Nachbarschaft in Rheinland-Pfalz gewinnen. Wir wollen einen zweistelligen Erfolg. Und wir werden diesen Erfolg hier in Baden-Württemberg mit Walter Döring, Ulrich Goll, mit Ernst Pfister und unseren Freunden erreichen, und wir werden in Rheinland-Pfalz mit Hans-Artur Bauckhage, mit seinem bundespolitischen Partner Rainer Brüderle, mit Herbert Mertin und Werner Kuhn und unseren Freunden diesen Erfolg in Rheinland-Pfalz erreichen. 

Wir werden am 25. März unser eigenes Gewicht durch Wahlergebnisse in Baden-Württemberg und Rheinland-Pfalz für die nächste Bundestagswahl weiter erhöhen. 

Wir wollen bis zur Bundestagswahl dann die Rückkehr in die Parlamente in Hamburg mit Rudolf Lange und Sachsen-Anhalt mit Cornelia Pieper erreichen. Mit einem Erfolg bei der Bundestagswahl wollen wir die entscheidende strategische Kraft für die Bildung einer Bundesregierung sein. Wir wollen Verantwortung übernehmen, weil unsere Verantwortung für Deutschland besser ist als die der Grünen. 

Wir wollen, daß die F.D.P. den Wahlkampf als eigenständige politische Kraft führt. Sie kann eine Koalitionsaussage machen, wenn sie es 2002 will. Sie muß es aber nicht. Vor allem sie muß es nicht machen müssen. Wir selbst wollen uns auf unsere inhaltlichen Ziele konzentrieren. Wer selbständig Wahlkampf führen will, muß klar erkennbar sein. 

Deutschland ist nicht allein auf dieser Welt. Liberale außenpolitische Verantwortung von Walter Scheel über Hans-Dietrich Genscher bis zu Klaus Kinkel hat dies beherzigt. Ihre Außenpolitik hat einen klaren Blick auf die Europäische Union vermittelt, das Bewußtsein für das transatlantische Bewußtsein nie getrübt, an einem demokratischen und ökonomischen Erfolg Deutschlands nie Zweifel gelassen und andere wichtige Regionen dieser Welt, den Nahen Osten, Afrika, Lateinamerika, Indien, China und Südostasien nie aus den Augen verloren. Weder Walter Scheel noch Hans-Dietrich Genscher noch Klaus Kinkel sind derartig nach Afrika hineingestolpert, wie der Bundesaußenminister Joseph Fischer es getan hat. 

Sie waren wirkliche Anwälte in Fragen der Menschenrechte und Demokratie, aber keine solchen Großmäuler, wie es der jetzige Bundesaußenminister vor seinem Amtsantritt war. Ihre Anwaltschaft für Menschenrechte und ihre Botschaft für Demokratie wurden aber in Moskau zu Zeiten des alten Systems, in Peking, im Franco-Spanien deutlicher vorgetragen, als dies der jetzige Bundesaußenminister nach den großen politischen Veränderungen tut. Vor aller Augen steht als markantestes Beispiel die Lautstärke des Joschka Fischer als Oppositionsführer und die Fähigkeit des Bundesaußenministers Joseph Fischer, im Tschetschenienkrieg gegenüber dem russischen Präsidenten Putin deutlich zu werden.

Paul Kennedy hat das Ende der alten bipolaren Welt als Charakteristikum der Zeitenwende beschrieben. Aber deshalb ist der Frieden noch nicht überall eingekehrt. 

Vierzehn Kriege, einundzwanzig gewaltsame Krisen gab es im vergangenen Jahr. Es wird Zeit, daß in die Außenpolitik auch im öffentlichen Bewußtsein die Leidenschaft wieder einkehrt, die notwendig ist, um eine geschichtliche Leistung zum Abschluß zu bringen. Die Wiedervereinigung Europas nach der Überwindung der Teilung Deutschlands ist nun die Aufgabe der nächsten Jahre. Die Osterweiterung der Europäischen Union ist die Zukunftsinvestition für Deutschland, sie ist das Kernstück vorgreiflicher Sicherheitspolitik, und sie macht aus der westeuropäischen Union eine wirkliche europäische Union.

Heute vor 20 Jahren trug Hans-Dietrich Genscher hier die Forderung nach der Europäischen Union vor, es folgte die Genscher-Colombo-Initiative, die die damalige EG aus einer lähmenden Situation heraus- führte. Dann folgte 1983 ein europäischer Rat in Stuttgart, dann die Einheitliche Europäische Akte und später die Wirtschafts- und Währungsunion. Liberale Europapolitik war eine Erfolgsgeschichte.

Das Ergebnis von Nizza, das der Bundeskanzler und der Bundesaußenminister vorweisen, ist dagegen kläglich. Die Bundesregierung ist mit der Forderung nach Nizza gereist, die deutsche Position zu stärken, und ist mit einer Schwächung Deutschlands, einer Schwächung Frankreichs und Europas zurückgekommen. Die Schwächung der Kontinentalachse Frankreich/ Deutschland, der Verlust dieses europäischen Motors ist das Problem von Nizza, dies war schon vorher klar abzusehen. Das Schulterzucken: “Mehr war nicht drin” des Bundesaußenministers steht in schreiendem Kontrast zu den wirklichen Vorhaben. Der Vertrag von Nizza ist nicht ausreichend für die Wiederherstellung der Handlungsfähigkeit und der Effizienz der Europäischen Union. 

Der Vertrag von Nizza ist ausreichend für die Stärkung ihrer demokratischen Legitimation.

Der Vertrag von Nizza ist nicht ausreichend für die Erweiterung und Vollendung der Wiedervereinigung Europas. 

Da hilft keine Regierungskonferenz 2004, sondern nur ein Sondergipfel in diesem Jahr, die in Nizza nicht erreichte Ausweitung von Mehrheitsentscheidungen und das damit einhergehende Mitentscheidungsrecht der europäischen Bürger durch das Europaparlament zustandezubringen.

Über ein Jahrzehnt nach Ende des Kalten Krieges ist die Osterweiterung der Europäischen Union überfällig. Die Vorbereitung dazu ist konsequent voranzutreiben, nicht zu verzögern, nicht zu verschieben, sondern energisch anzugehen. Deutschland, das Land, das wahrscheinlich auch wirtschaftlich von der Osterweiterung am meisten profitieren wird, sollte nicht am lautesten lamentieren und auf Risiken hinweisen. 

Wir dürfen nicht zulassen, und die F.D.P. wird nicht zulassen, daß eine unheimliche Allianz aus vielen Gewerkschaftsfunktionären und konservativen Politikern Ängste vor der EU-Osterweiterung schürt. Wir wollen ein bereite Debatte anstoßen, die sich aufgeschlossen mit den Chancen und den Schwierigkeiten, aber auch den Notwendigkeiten der Osterweiterung auseinandersetzt. Die Courage, mit der die F.D.P. die Deutschlandpolitik in den 60er Jahren angestoßen hat, die wird die F.D.P. auch aufbringen zur Wiedervereinigung Europas.

Gerade weil Nizza so kläglich war, muß Klarheit geschaffen werden. Der Euro, die gemeinsame europäische Währung, braucht ein klares Signal, daß Europa zur Handlungsfähigkeit zurückfindet. Er kann nur stabil sein, wenn Europa stabil ist. Die Beitrittskandidaten brauchen ein klares Signal, daß sie in absehbarer Zeit willkommen sind, sonst werden ihre Gesellschaften die enormen Anstrengungen nicht durchhalten und europäische Orientierung eher verlieren als gewinnen. Die Grundrechtecharta darf nicht nur in feierlichen Deklarationen verhüllt werden, sondern muß mit den europäischen Verträgen zu einer echten europäischen Verfassung werden. 

Die Wiedervereinigung Europas, das ist unsere Tradition, das ist das Herzstück der Außenpolitik der F.D.P. Die Öffnung der Europäischen Union zu mittel- und osteuropäischen Reformstaaten ist die Zukunftsinvestition für Deutschland selbst. . Und das ist es, was Deutschland braucht.

Die F.D.P. will eine deutliche Investition in Bildung und Ausbildung und einen offenen Dialog in allen Einrichtungen über die erzieherische Aufgabe der Schule. Deutschlands Bildungssystem und Qualifizierungssystem muß insgesamt in den Wettbewerb gestellt werden. Wer Spitze sein will, muß die Spitze auch fördern. Und das ist es, was Deutschland braucht.

Die F.D.P. will eine Offensive in Spitzentechnologien und eine Dimension ökologischer Verantwortung in technologischer Orientierung statt bürokratischer Gängelung. Und das ist es, was Deutschland braucht.

Die F.D.P. will in der Verkehrsinfrastruktur heraus aus Unpünktlichkeit und Staus, die ein ganzes Volk aufhalten. . Und das ist es, was Deutschland braucht.

Die F.D.P. will angesichts der längeren Lebenserwartung eine Lockerung seiner eigenen Wachstumsbremsen. Früherer Berufseintritt und freiwilliges späteres Ausscheiden aus dem Erwerbsleben müssen organisiert werden, wenn die Innovationskraft Deutschlands gesichert werden soll. Und das ist es, was Deutschland braucht.

DIe F.D.P. will eine gesetzliche Regelung der Einwanderung in einer internationaler werdenden Gesellschaft. Es ist im ureigenen deutschen Interesse, viele gute kenntnisreiche und integrationswillige Menschen aus aller Welt einzuladen, bei uns zu arbeiten und bei uns zu leben. Wir müssen darüber bestimmen können, wer und wie viele zu uns kommen können. . Und das ist es, was Deutschland braucht.

Die F.D.P. will eine freiheitliche Bürgergesellschaft, die sich europäisch versteht, die offen und veränderungsfähig ist gegenüber Neuem. Die Eigenverantwortung statt Anspruchsdenken pflegt, die Differenzierung vor Vereinheitlichung sieht, die Leistung statt Verweigerung praktiziert und die Verantwortung statt Rückzug übernimmt. Und das ist es, was Deutschland braucht.

Mitwirkung braucht Freiheit. Sie stirbt unter Zwang. Nur mehr Freiheit bringt deshalb unserem Land die Kraft zurück, die wir für künftigen Wohlstand und mehr Gerechtigkeit und für ein erfolgreiches Deutschland in der Welt brauchen. Deutschland braucht Menschen, die mitwirken. Und das ist es, was die F.D.P. will.

Viele Menschen zweifeln und verzweifeln an der Politik. Sie ist in ihren Augen nicht mehr Teil der Lösung, sondern Kern des Problems. Ihr fehlt der Mut zur Freiheit, und sie verspricht vielen zu vieles.

Aber auch viele Bürger verlangen von sich selbst zu wenig und von der Politik oft alles. Gerade auf die Bürger kommt es aber in einer freiheitlichen Gesellschaft an.

Entscheidend ist gerade der verantwortliche Bürger, nicht der bevormundete und betreute Untertan. Die freie Entfaltung der Persönlichkeit im Geist unseres Grundgesetzes muß wieder zum Credo der Politik werden, nicht verwaltete Mensch.

Wir wenden uns zu Beginn des Jahres 2001 von hier aus Stuttgart an alle, die für die Tugenden stehen, die unser Land in den anerkannten Kreis der Völker dieser Welt zurückgeführt haben. Wir wenden uns an die, die mehr eigene Entscheidungen statt Bevormundung wollen, für die Zukunft aus Chancen besteht und nicht nur aus Risiken, für die Vielfalt Reichtum bedeutet und nicht Bedrohung.

Das Beste, was dieses Land aufzuweisen hat, ist seine freiheitliche Verfassung. Ihre Stärke kommt aus dem Geist und der Tradition des europäischen Liberalismus. Darin liegt auch die Kraft zur Erneuerung.

Wir laden alle ein, diesen Weg mit uns, der Freien Demokratischen Partei zu gehen. 

